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Das philosophische Enfant terrible Harry G. Frankfurt ist 
zurück, und zwar mit einem Paukenschlag. Nach seinem 
Welterfolg Bullshit widmet er sich in bewährt streitbarer 
Manier einer hochaktuellen Debatte: ökonomische Ungleich­
heit. Während man sich allenthalben einig ist, dass die 
ungleiche Verteilung von Gütern und Reichtum das große 
Problem unserer Zeit sei, postuliert Frankfurt die radika­
le Gegenthese: Ungleichheit ist moralisch irrelevant. Mit 
schwindelerregenden Gedankenexperimenten wirft Frank­
furt ein vollkommen neues Licht auf Begriffe wie Gerech­
tigkeit, Genügsamkeit und Zufriedenheit – und beantwortet 
nebenbei die heikle Frage, warum wir nicht alle gleich viel 
haben müssen. 

Harry G. Frankfurt, geboren 1929, ist emeritierter Professor 
für Philosophie der Princeton University. Er ist Träger vieler 
Auszeichnungen und Mitglied der American Academy of 
Arts and Sciences. Seine Bücher sind in zahlreichen Ländern 
erschienen.

Zuletzt von ihm erschienen: Sich selbst ernst nehmen (stw 
2168), Gründe der Liebe (stw 2111) sowie Bullshit (st 4490).
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Ungleichheit



Für Joan, die nicht einverstanden ist (glaube ich)
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Vorbemerkung

Es hat in jüngster Zeit einige Diskussionen über 
die zunehmende ökonomische Ungleichheit in 
unserer Gesellschaft gegeben, die nicht zuletzt 
durch die Forschungsergebnisse des französi­
schen Ökonomen Thomas Piketty neue Nahrung 
erhielten.1 Die Kluft zwischen den wirtschaft­
lichen Mitteln derjenigen, die mehr Geld besit­
zen, und derjenigen, die weniger besitzen, ist ra­
pide gewachsen. Diese Entwicklung finden viele 
Menschen beklagenswert.

Es trifft zweifellos zu, dass sich Personen von 
größerem Wohlstand erheblicher – und oft an­
stößiger – Wettbewerbsvorteile gegenüber sol­
chen mit geringerem Wohlstand erfreuen. Am 
deutlichsten wird dies natürlich mit Blick auf 
den Konsum. Auch hinsichtlich des gesellschaft­
lichen und politischen Einflusses ist dieses Un­
gleichgewicht nicht zu übersehen und fällt noch 
viel stärker ins Gewicht. Die Reicheren haben 
viel mehr in die Waagschale zu werfen als die 
Ärmeren, wenn es um die Ausgestaltung unse­
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rer gesellschaftlichen Sitten und Usancen sowie 
die Entscheidung darüber geht, wie unser politi­
sches Leben beschaffen sein und welchem Kurs 
es folgen soll. 

Wenn ökonomische Ungleichheit nicht wün­
schenswert ist, so liegt dies jedoch nicht daran, 
dass sie moralisch verwerflich wäre. Ökonomi­
sche Ungleichheit als solche ist moralisch nicht 
verwerflich. Wirklich unerwünscht ist sie in­
sofern, als sie fast unausweichlich dazu neigt, 
unannehmbare Ungleichheiten anderer Art zu 
erzeugen. Diese unannehmbaren Ungleichhei­
ten, die mitunter fast so weit gehen, dass sie die 
Ernsthaftigkeit unseres demokratischen Selbst­
verständnisses untergraben, müssen freilich im 
Rahmen einer angemessenen gesetzgeberischen, 
ordnungspolitischen, gerichtlichen und exeku­
tiven Kontrolle eingeschränkt oder verhindert 
werden.

Es ist meines Erachtens von einiger Bedeutung, 
sich Klarheit über diese Dinge zu verschaffen. Zu 
begreifen, dass ökonomische Ungleichheit an 
und für sich moralisch unschuldig ist, verhilft 
zu der Einsicht, dass es irregeleitet ist, sich dem 
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ökonomischen Egalitarismus als authentischem 
moralischem Ideal zu verschreiben. Auch fördert 
eine solche Klärung die Erkenntnis, warum es 
tatsächlich schädlich sein kann, ökonomische 
Gleichheit an sich für ein moralisch wichtiges 
Ziel zu halten. 

Der erste Teil des vorliegenden Buchs ist einer 
Kritik des ökonomischen Egalitarismus gewid­
met. Sein Befund lautet, dass ökonomische 
Gleichheit von einem moralischen Standpunkt 
aus nicht wichtig ist und dass unsere morali­
schen und politischen Konzepte womöglich bes­
ser darauf abzielen sollten, sicherzustellen, dass 
die Menschen über hinreichende Mittel verfügen. 
Im zweiten Teil werde ich einen Fall von dieser 
Diagnose ausnehmen, in dem ökonomische 
Gleichheit in der Tat von einer gewissen mora­
lischen Bedeutung sein kann.





1	 Ökonomische Gleichheit  
als moralisches Ideal

Erster Mann: »Wie geht es Ihren Kindern?«
Zweiter Mann: »Im Vergleich womit?«
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I

1 In einer Rede zur Lage der Nation erklärte Prä­
sident Barack Obama unlängst, die Einkom­

mensungleichheit sei »die entscheidende He­
rausforderung unserer Zeit«. Mir scheint unsere 
fundamentalste Herausforderung jedoch nicht 
in dem Umstand zu bestehen, dass die Einkom­
men der Amerikaner extrem ungleich sind, son­
dern vielmehr darin, dass so viele unserer Mit­
bürger arm sind. 

Die Einkommensungleichheit könnte ja 
schließlich beseitigt werden, indem man dafür 
sorgt, dass alle Einkommen gleichermaßen un­
ter der Armutsgrenze liegen. Für diese Metho­
de, Einkommensgleichheit zu erzielen – indem 
man alle gleich arm macht –, spricht natürlich 
sehr wenig. Folglich kann die Abschaffung einer 
ungleichen Einkommensverteilung als solcher 
nicht unser grundlegendstes Ziel sein. 

2 Neben der weiten Verbreitung von Armut be­
steht ein weiterer Teil unserer gegenwärtigen 
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ökonomischen Verwerfungen darin, dass viele 
Menschen zu wenig haben, während eine be­
trächtliche Anzahl zu viel hat. Die Reichen verfü­
gen unbestreitbar über sehr viel mehr, als sie für 
ein aktives, produktives und angenehmes Leben 
benötigen. Indem sie aus dem wirtschaftlichen 
Wohlstand unserer Nation viel mehr für sich he­
rausholen, als sie brauchen, um gut leben zu kön­
nen, machen sich diejenigen, die im Überfluss 
schwimmen, einer Art ökonomischen Fressgier 
schuldig. Sie ähnelt der Gefräßigkeit derer, die 
beim Essen erheblich mehr hinunterschlingen, 
als für ihre Sättigung oder für ein befriedigendes 
Maß an gastronomischem Genuss erforderlich 
ist.

Abgesehen von den schädlichen psychischen 
und moralischen Folgen für das Leben der Fress­
säcke selbst bietet die wirtschaftliche Unersätt­
lichkeit einen lächerlichen und abstoßenden An­
blick. In Zusammenschau mit einer nicht unwe­
sentlichen Gesellschaftsschicht von Leuten, die 
erhebliche ökonomische Entbehrungen erleiden 
und folglich mehr oder weniger ohnmächtig sind, 
ist der allgemeine Eindruck, den unsere Wirt­
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schaftsordnung erweckt, so hässlich wie mora­
lisch anstößig.2

3 Wer sich allerdings auf die Ungleichheit kon­
zentriert, die nicht an sich verwerflich ist, 

verkennt die Herausforderung, vor der wir stehen. 
Unser grundsätzliches Augenmerk sollte darauf 
liegen, sowohl die Armut als auch den exzessiven 
Reichtum abzubauen. Dies mag sehr wohl mit ei­
ner Verringerung der Ungleichheit einhergehen. 
Doch kann die Verringerung der Ungleichheit 
selbst nicht unser zentrales Bestreben sein. Öko­
nomische Gleichheit ist kein moralisch überzeu­
gendes Ideal. Das primäre Ziel unserer Bemühun­
gen muss es sein, eine Gesellschaft zu reparieren, 
in der viele viel zu wenig besitzen, während an­
dere mehr als genug und damit ein Übermaß an 
Komfort und Einfluss haben.

Die Bessergestellten genießen einen gravieren­
den Vorteil gegenüber den weniger Wohlhaben­
den – einen Vorteil, den sie womöglich ausnutzen, 
indem sie unangemessenen Einfluss auf Wahl- 
oder Regulierungsprozesse zu nehmen versu­
chen. Die potentiell antidemokratischen Auswir­
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kungen dieses Vorteils müssen entsprechend 
durch eine Gesetzgebung und durch Maßnah­
men abgefangen werden, die diese Prozesse vor 
Verzerrungen und Missbrauch schützen.

4 Ökonomischer Egalitarismus, wie ich ihn 
verstehe, ist die Lehre, dass jeder über die­

selbe Höhe an Einkommen und Vermögen (kurz 
gesagt, »Geld«) verfügen soll.3 Kaum jemand 
würde bestreiten, dass es Situationen gibt, in de­
nen man sinnvollerweise von diesem Standard 
abweicht: dort etwa, wo die Möglichkeit einer 
besonderen Entlohnung geboten werden muss, 
um Beschäftigte mit dringend benötigten, aber 
seltenen Fertigkeiten einzustellen. Obwohl sie 
gewisse Ungleichheiten als zulässig akzeptieren 
würden, glauben viele Menschen dennoch, dass 
ökonomische Gleichheit an sich einen erhebli­
chen moralischen Wert hat. Sie drängen deshalb 
darauf, dass der Annäherung an dieses egalitaris­
tische Ideal ein deutlicher Vorrang eingeräumt 
werden sollte.4

Das ist meiner Meinung nach ein Fehler. Öko­
nomische Gleichheit ist als solche von keiner be­
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sonderen moralischen Bedeutung; aus demsel­
ben Grund ist ökonomische Ungleichheit nicht 
an sich moralisch anstößig. Aus moralischer Per­
spektive ist es nicht wichtig, dass jeder dasselbe 
hat. Was moralisch zählt, ist, dass jeder genug hat. 
Wenn jedermann genügend Geld hätte, würde es 
niemanden besonders interessieren, ob manche 
Leute mehr Geld hätten als andere.

Ich werde diese Alternative zum Egalitaris­
mus als »Suffizienzprinzip« (doctrine of sufficien­
cy) bezeichnen – sprich als den Grundsatz, dass 
in Sachen Geld moralisch nur von Bedeutung ist, 
dass jeder genug davon hat.5

5 Die Tatsache, dass ökonomische Gleichheit 
für sich genommen kein moralisch über­

zeugendes soziales Ideal ist, ist natürlich kein 
Grund dafür, sie in allen Zusammenhängen für 
ein unwichtiges oder unangemessenes Ziel zu 
halten. Ökonomische Gleichheit kann sehr wohl 
über einen beträchtlichen politischen oder ge­
sellschaftlichen Wert verfügen. Es kann ziemlich 
gute Gründe dafür geben, einen egalitaristischen 
Maßstab an Probleme anzulegen, die mit der 
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Verteilung von Geld zu tun haben. Es mag also 
gelegentlich sinnvoll sein, das Ausmaß der öko­
nomischen Gleichheit direkt zu fördern, statt das 
Ausmaß zu regulieren, in dem jeder über hinrei­
chend viel Geld verfügt.

Selbst wenn die ökonomische Gleichheit an 
sich und als solche nicht wichtig ist, könnte  
die Verpflichtung auf eine egalitaristische Wirt­
schaftspolitik unabdingbar für die Erreichbar­
keit verschiedener sozialer und politischer Ziele 
sein. Auch könnte sich das Streben nach Gleich­
heit als gangbarster Weg erweisen, um eine all­
gemeine ökonomische Suffizienz zu erreichen. 
Dass ökonomische Gleichheit kein Gut an sich ist, 
lässt natürlich die Möglichkeit offen, dass sie in­
strumentellen Wert als notwendige Bedingung 
für das Erlangen von Gütern hat, die sehr wohl 
über einen echten intrinsischen Wert verfügen. 

Gegen eine egalitärere Geldverteilung wäre 
somit zweifellos nichts einzuwenden. Nichts­
destotrotz ist der weitverbreitete Irrtum, es gäbe 
starke moralische Gründe dafür, dass einem die 
ökonomische Gleichheit um ihrer selbst willen 
am Herzen liegen sollte, alles andere als harmlos. 
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Tatsächlich neigt diese Überzeugung dazu, er­
heblichen Schaden anzurichten. 

6 Oft wird gegen den ökonomischen Egalita­
rismus eingewendet, es gäbe einen gefähr­

lichen Konflikt zwischen Gleichheit und Frei-
heit. Das Argument beruht auf der Annahme, 
dass sich, überlässt man die Menschen frei sich 
selbst, unweigerlich eine Tendenz zu Einkom­
mens- und Vermögensungleichheiten herausbil­
den wird. Aus dieser Annahme wird geschlossen, 
dass sich eine gleiche Verteilung von Geld nur er­
reichen und aufrechterhalten lässt, indem man 
Freiheiten unterdrückt, die eine Voraussetzung 
für die Entwicklung jener unerwünschten Ten­
denz sind.

Wie immer man dieses Argument über das 
Verhältnis von Gleichheit und Freiheit bewerten 
mag, erzeugt der ökonomische Egalitarismus 
noch einen anderen Konflikt von grundlegender 
Bedeutung. In dem Maß, in dem sich Menschen 
in der irrigen Annahme, es handele sich um ein 
moralisch bedeutendes Gut, auf ökonomische 
Gleichheit kaprizieren, ist ihre Bereitschaft, mit 
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einem bestimmten Niveau an Einkommen oder 
Vermögen zufrieden zu sein, (genau in diesem 
Maß) nicht durch ihre ureigensten Interessen 
und Bestrebungen bestimmt. Sie ist vielmehr 
schlicht durch die Menge an Geld bestimmt, über 
die andere Leute zufälligerweise verfügen.

Somit hält der ökonomische Egalitarismus 
Menschen davon ab, ihren finanziellen Bedarf 
im Lichte ihrer eigenen persönlichen Umstände 
und Bedürfnisse zu ermitteln. Er ermutigt sie 
vielmehr dazu, irregeleitet auf ein Wohlstands­
niveau zu zielen, das sich einer Kalkulation ver­
dankt, in der – abgesehen von ihrer relativen fi­
nanziellen Situation – die spezifischen Merkma­
le ihres eigenen Lebens keine Rolle spielen.

Sicherlich hat aber die Menge an Geld, die di­
versen anderen Menschen zur Verfügung steht, 
nicht unmittelbar etwas damit zu tun, was für die 
Lebensweise benötigt wird, die eine Person für 
sich selbst als am sinnvollsten und angemessens­
ten erachten würde. Die Konzentration auf den 
angeblichen inhärenten Wert der ökonomischen 
Gleichheit neigt somit dazu, die Aufmerksamkeit 
einer Person von dem Bemühen abzulenken, im 


